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G R U N D S A T Z E R K L Ä R U N G

der Union der Opfer der Kommunistischen Gewaltherrschaft (UOKG) und
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zum vordringlichen Handlungsbedarf bei der Aufarbeitung

kommunistischen Unrechts in SBZ und DDR

Stand: Januar 2012
Selbst 22 Jahre seit der politischen Wende in der ehemaligen DDR ist die Bundesrepublik Deutschland trotz unbestreitbarer Anstrengungen noch weit davon entfernt, das geschehene kommunistische Unrecht des SED-Regimes tatsächlich aufgearbeitet zu haben. In weiten Bereichen muß sogar die Feststellung getroffen werden, daß der bundesdeutsche Rechtsstaat bislang erneut ähnlich nachhaltig versagt hat wie bei der Aufarbeitung des NS-Unrechts. Unzureichend  ist die Aufarbeitung kommunistischer Verfolgung, weil 

· der Gesetzgeber noch zahlreiche Unrechtsvorgänge nicht oder nicht sachgerecht erfaßt hat, 

· Behörden und Gerichte geltende Wiedergutmachungsgesetze nicht oder völlig unzureichend angewandt und sich tendenziell daran orientiert haben, das kommunistische Verfolgungsunrecht so weit wie möglich aufrecht zu erhalten. 

Dafür sprechen nicht nur die Ergebnisse zahlreicher Entscheidungen, sondern auch Art und Weise der Begründungen, die  Abwehr und Unverständnis ausdrücken.

Dazu erklären die Union der Opfer der kommunistischen Gewaltherrschaft (UOKG) und die Aktionsgemeinschaft Eigentum und Recht (ARE):

                       Dieser Befund ist  eines Rechtsstaates unwürdig. 

Mit großer Besorgnis haben beide Zusammenschlüsse zur Kenntnis genommen, daß es selbst bei zahlreichen Politikern wieder hoffähig geworden ist, das Unrecht in SBZ und DDR systematisch zu verharmlosen und weitgehend zu negieren. Sie begrüßen daher, daß es zumindest die Programme von CDU und FDP zur Bundestagswahl 2009 übereinstimmend als notwendig erkannt hatten, weitere Anstrengungen zur Aufarbeitung des Unrechts in SBZ und DDR zu unternehmen. 

Die beiden Verbände stellen  allerdings mit Genugtuung fest, daß mit der Verkündung des novellierten Stasi-Unterlagengesetzes ein deutliches neues Signal zur konsequenten Aufarbeitung

des Unrechts der SED-Diktatur gesetzt wurde. Darüber hinaus halten ARE und UOK die grundsätzliche und klare Positionierung der sogen. „Jahn-Behörde“ für bemerkenswert und werden diese erkennbar konsequente Linie nach Kräften unterstützen. Die zu hörende unqualifizierte Kritik mit der politischen Absicht, Aufarbeitung zu unterlaufen und  fortwirkendes Unrecht klein zu reden, weisen ARE und UOKG als die Stimme der Verfolgungsopfer mit Nachdruck zurück. 

Die Zusammenschlüsse UOKG und ARE haben folgende Mängel bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts erkannt, die weiterhin erheblichen Handlungsbedarf der verantwortlichen Entscheidungsträger auslösen: 
I. Verbleibende Aufgaben des Gesetzgebers 

Mit Erlaß des Straf-, des Verwaltungs- und des Berufsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes, des Vermögens-, Ausgleichsleistungs- und Entschädigungsgesetzes, des Vertriebenenzuwendungsgesetzes, der Mauergrundstücksgesetzes sowie des Stasi-Unterlagengesetzes hat der Gesetzgeber wesentliche verfassungsrechtliche Pflichten, die unterschiedlichen Formen staatlichen Unrechts in SBZ und DDR gesetzlich aufzuarbeiten und eine angemessene Wiedergutmachung vorzusehen, erfüllt. 

Diese Gesetze erfassen aber zahlreiche Opfergruppen nicht oder behandeln sie unsachgemäß. Dazu stellen UOKG und ARE fest:

· Eine besonders perverse Form der politischen Verfolgung war die Todesschüsse und die nicht tödlichen Schüsse an der Demarkationsgrenze und der Berliner Mauer. Gegenüber den davon Betroffenen ist durch Staatsakt auszusprechen, daß Ihnen das kommunistische Regime allein deshalb schwerstes Unrecht zugefügt hat, weil sie von einem elementaren Menschenrecht Gebrauch machen wollten. Die Folgen der Grenzschüsse sind jedenfalls entsprechend der Rehabilitierungsgesetzgebung auszugleichen. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb nur die  früheren Mauergrundstückseigentümer Ansprüche nach dem Mauergrundstücksgesetz erhalten. 

· Das geltende Rehabilitierungsrecht erfaßt noch wesentliche Opfergruppen nicht. Dazu zählen insbesondere 

· die um 1945 in die Sowjetunion verschleppten und in Arbeitslagern ausgebeuteten Frauen, Männer und Jugendlichen ; 

· die in Lagern der SBZ internierten und häufig zu Tode gequälten oder erschossenen Personen, zu denen Jugendliche, unbescholtene Bürger und politisch nicht gefügige Mitglieder der politischen Parteien ebenso gehörten wie Boden- und Industriereformopfer;
· Opfer von Zwangsaussiedlungen, zu denen nach Rügen und in andere Orte vertriebene Boden- und Industriereformopfer und von der innerdeutschen Grenze Zwangsausgesiedelte gehören, und die deshalb bislang - wenn überhaupt- lediglich eine moralische Rehabilitierung erhalten. 

Die vorgeschobene Rechtfertigung für die Begrenzung der Rehabilitierung auf deutsche Maßnahmen ist weder völkerrechtlich gerechtfertigt noch ist sie rechtsstaatlich vertretbar, da damit gerade die Verfolgtengruppen von der Rehabilitierung ausgeschlossen sind, die grundsätzlich in extremer Form verfolgt wurden. Ohnehin belegt das Reparationsschädengesetz, daß der deutsche Gesetzgeber sehr wohl berechtigt ist, Deutschen wegen von den Alliierten zugefügten Schäden eine Wiedergutmachung zukommen zu lassen.

Was für bloße Reparationsmaßnahmen zulässig ist, muß für jahrlange Internierungen und Ausbeutung in Arbeitslagern erst recht möglich sein. Rechtsstaatlich unverzeihlich ist die Ausgrenzung dieser Verfolgten aus der bundesdeutschen Rehabilitierung auch deshalb, weil die DDR in §§ 18f. ihres Rehabilitierungsgesetzes eine Rehabilitierung für diese Formen der Verfolgung bereits ausdrücklich vorgesehen hatte, also dem jetzigen Stand sogar voraus war.  

· Des weiteren ist die Rehabilitierungsgesetzgebung auch auf folgende Unrechtsakte zu erweitern:

· auf Zwangsadoptionen, deren Opfer psychisch oft schwer geschädigt sind,

· auf Geburten politisch verfolgter Personen in Haftanstalten.
Zahlreiche Opfer der politischen Haft und sonstiger Verfolgung in SBZ und DDR leiden weiterhin unter enormen physischen wie psychischen Gesundheitsproblemen. Zahlreiche wissenschaftliche Studien belegen den Zusammenhang zwischen den Haftbedingungen und ihren oft erst viele Jahre später auftretenden verheerenden Auswirkungen. Gleichwohl erhält nur ein kleiner Teil der politischen Häftlinge die Anerkennung dieser Haftfolgeschäden und damit Zugang zu den Versorgungsleistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz. Dies ist Folge des Umstandes, daß die Opfer die Kausalität zwischen Haft und Gesundheitsschaden beweisen werden müssen. Erforderlich ist daher eine Beweislastumkehr, wie sie nach § 31 Abs. 2 BEG auch für die Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft gilt. 

Generelles Problem der vorgesehenen gesetzlichen Rechtsfolgen für erlittene Haftschäden ist, daß sich der Gesetzgeber nicht am Gedanken des Schadensersatzes für deliktisches Handeln einer kommunistischen Diktatur, sondern an einem sozialrechtlich ausgestalteten Ausgleich orientiert hat. Das erscheint schon deshalb systemwidrig und damit in besonderem Maße ungerecht, weil für einen Teil reine Vermögensschäden der Rückgabegrundsatz und für diese Schäden damit ein Schadensersatz eingreift, welcher der Naturalrestitution (§ 249 BGB) sehr nahe kommt. 

Dieses systemwidrige Recht des bloßen sozialen Ausgleichs ist jedenfalls in folgenden Bereichen „nachzujustieren“: 

· Das geltende Ausgleichsrecht gewährt den Opfern politischer Verfolgung als finanzielle Anerkennung für erlittenes Unrecht lediglich eine Sozialleistung und benachteiligt damit diejenigen Betroffenen, die trotz der erlittenen Haft, wirtschaftlich wieder erfolgreich tätig zu sein. Dies entspricht nicht dem Wiedergutmachungsgedanken. Erforderlich ist daher eine Umwandlung der derzeit geltenden Sozialleistungen in eine tatsächliche Opferrente. Die diskriminierende Bedürftigkeitsprüfung ist ersatzlos zu streichen. Damit muß auch die regelmäßige Überprüfung der wirtschaftlichen Beeinträchtigung der Betroffenen unterbleiben, die von diesen mit Recht als neue Form der Diskriminierung empfunden wird.

· Erforderlich ist außerdem, Opferrente bereits ab dem ersten angefangenen Haftmonat zu gewähren, deren Höhe gestaffelt noch unter 250 Euro liegen könnte. Vorzunehmen ist außerdem eine Staffelung nach der Haftdauer. Dabei sollte die bislang geltende Höhe von 250 Euro als Sockelbetrag Verwendung finden. 

· Die einmalige Kapitalentschädigung für erlittene Haftzeit (vgl. 

§ 10 Abs. 4 HHG) sollte auf den heute üblichen Satz der Entschädigung für zu Unrecht verbüßte Haft angehoben werden.

· Es gibt überdies keine geeigneten Wiedergutmachungsregeln für die diversen Verfolgungsmaßnahmen durch das Ministerium für Staatssicherheit. Dies gilt etwa für die gezielt eingesetzten Maßnahmen zur Zersetzung der Persönlichkeit. Derartige Unrechtsakte erfordern auch dann eine angemessene Form der Wiedergutmachung, wenn der Betroffene nicht selbst nachweisen kann, allein deshalb berufliche oder vermögensrechtliche Nachteile oder schweren psychischen Schaden erlitten zu haben. 

Eingriffe in die Berufstätigkeit zählten zu den besonders schwerwiegenden Maßnahmen, die in SBZ und DDR gegen politisch mißliebige Personen ergriffen wurden. Ein zentraler Teil der persönlichen Lebensgestaltung der Betroffenen wurde auf diese Weise empfindlich beeinträchtigt. Die geltende Ausgestaltung des Rechts der beruflichen Rehabilitierung trägt dem nicht ausreichend Rechnung. Die Tatbestände des Berufsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes sind so eng gefaßt, daß ein Großteil der Anträge keine Aussicht auf Erfolg hat, obwohl nachweislich Fälle von politischer Verfolgung vorliegen. 

Die Ansprüche wegen der berufsrechtlichen Folgen berücksichtigen das oft über Jahrzehnte betriebene Unrecht nicht angemessen. Wir fordern daher:

· eine berufliche Kapitalentschädigung als Einmalzahlung, deren Höhe nach der Dauer der Verfolgung gestaffelt ist,

· einen rentenrechtlichen Nachteilsausgleich für Schüler, denen aus politischen Gründen ein höherer Schulabschluß verweigert wurde, da ihnen angesichts ihres häufig fortgeschrittenen Alters mit der für sie lediglich vorgesehenen bevorzugten beruflichen Fortbildung und Umschulung häufig nicht mehr gedient ist. Unabhängig davon führt die Stichtagsregelung des § 60 Nr. 2 BAFöG zu einer willkürlichen Ungleichbehandlung innerhalb der verfolgten Schüler. 

Die bloße Schriftlichkeit des strafrechtlichen Rehabilitierungsverfahrens (§ 10 Abs. 3 Satz 1 StrRehaG) hat sich als schwerer rechtsstaatlicher Fehler herausgestellt und ist ein Fremdkörper in dem für das Wiedergutmachung geltenden Verfahrensrecht. Hunderte strafrechtliche Rehabilitierungsentscheidungen belegen, daß die Gerichte ohne Hauptverhandlung den zu rehabilitierenden Sachverhalt nicht sorgfältig ermitteln und deshalb bestehende Rehabilitierungsansprüche reihenweise ablehnen. Für Opfer von Schauprozessen und von Geheimverfahren ist eine erneute Entscheidung hinter verschlossenen Türen ohnehin per se verdächtig.

Nur eine Hauptverhandlung und ihre notwendige Vorbereitung durch die Rehabilitierungskammer bietet einen verfahrensrechtlichen Anlaß einer sorgfältigeren Beweiserhebung, verlangt eine umfassende Begründung der Entscheidung in der Form eines Urteils und nicht nur eines Beschlusses und setzt auch die strafrechtlichen Rehabilitierungsgerichte der notwendigen öffentlichen Kontrolle aus. Es wird daher die Anordnung der Entscheidung aufgrund einer Hauptverhandlung gefordert. Darauf läßt sich nur verzichten, wenn der Antragsteller dies beantragt oder wenn die beantragte Rehabilitierung in vollem Umfang ausgesprochen wird. 

Viele Betroffene nehmen erst jetzt von ihren Rechten nach den Rehabilitierungsgesetzen Kenntnis und stellen die entsprechenden Anträge. Dies hat verschiedene Ursachen: Teilweise haben sie ihre schlimmen Erlebnisse jahrzehntelang schlichtweg verdrängt. Erst durch Anstöße von außen, etwa durch die Berichterstattung in den Medien oder Gespräche mit Angehörigen oder Bekannten, stellen sie fest, daß die Beantragung einer Rehabilitierung zwar schmerzliche Erinnerungen weckt, aber auch die Wahrnehmung gesetzlicher Ansprüche bedeutet. Andere Betroffene wiederum haben sich insbesondere mit der beruflichen Rehabilitierung noch nicht beschäftigt, da sich diese hauptsächlich erst bei der Altersrente auswirkt. Daher wird nach den mehrfach vorgenommenen Fristverlängerungen die Aufhebung der Befristung von Rehabilitierungsanträgen gefordert. 

· In der DDR sind zahlreiche gesetzlich garantierten Entschädigungsleistungen wegen erfolgter häufig rechtsstaatlich problematischer Enteignungen nicht erbracht worden. Als Rechtsnachfolger haftet dafür die Bundesrepublik, die ja auch Nutznießer der seinerzeit in Volkseigentum überführten Vermögenswerte ist. Dieser Haftung hat sich die Bundesrepublik durch das DDR-Entschädigungserfüllungsgesetz in sittenwidriger Weise entzogen, daß die Erfüllung bestehender Entschädigungsansprüche von einer außergewöhnlich kurzen Frist von nur sechs Monaten abhängig gemacht wurde, die praktisch bereits verstrichen war, bevor dieses Gesetz in für den Betroffenen einigermaßen zugänglicher Form veröffentlicht war. Das Gesetz hat keine Ansprüche begründet, sondern hat sie in verfassungsrechtlich äußert bedenklicher Weise abgeschnitten. 

· § 9 VermG hat als eine Form der Entschädigung die Übertragung von Ersatzgrundstücken vorgesehen, wenn das tatsächlich entzogene Grundstück nicht zurückübertragen werden konnte. Diese Vorschrift hat der Gesetzgeber im nach hinein ersatzlos aufgehoben. Dieses Vorgehen ist rechtsstaatlich äußerst bedenklich. Einer deshalb drohenden Verurteilung durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) ist die Bundesrepublik Deutschland nur deshalb entkommen, weil sie mit dem Beschwerdeführer einen Vergleich ausgehandelt hat. Allen anderen Betroffenen, die ihre Grundstücke nicht zurückerhalten, werden aber Ersatzgrundstücke weiter vorenthalten. Statt dessen wird es zugelassen, daß Kommunen in den neuen Bundesländern in großem Stil rechtswidrig entzogene Grundstücke an private Spekulanten veräußern und damit erkennbar ihren sozialen Aufgaben nicht nachkommen. Es wird daher gefordert, § 9 VermG in seiner zuletzt geltenden Fassung wieder in das Vermögensgesetz einzufügen, und damit einen Anspruch auf Ersatzgrundstücke wieder zu begründen, bevor die Bundesrepublik doch noch vom EGMR dazu verurteilt wird. 

II. Geltung der Rehabilitierungsgesetze auch für Verfolgungsunrecht in

der SBZ.
Demgegenüber unterstreichen UOKG und ARE die ausdrückliche Geltung der Rehabilitierungsgesetzgebung auch für sämtliche Verfolgungsmaßnahmen durch deutsche Organe während der kommunistischen Machtusurpation unter sowjetischer Besatzungshoheit.

Daher gilt namentlich das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz auch für die Verfolgungsmaßnahmen, die sich im Rahmen der als Boden- und Industriereform bezeichneten Aktionen des kommunistischen Terrors abgespielt haben. Da diese bestehenden gesetzlichen Regelungen inzwischen von hunderten Urteilen der Rehabilitierungsgerichte mit unterschiedlichen Begründungsansätzen umgangen werden, stellen wir dazu folgendes klar: 

Sämtliche Maßnahmen politischer Verfolgung, die unter den stalinistisch geprägten Aktionen der Boden- und Industriereform erfolgt sind, hatten nach dem Rechtsverständnis in SBZ und DDR spezifisch kriminalstrafrechtlichen Charakter. Dies belegen wissenschaftlich fundierte Beiträge inzwischen lückenlos. Dabei stellten die Boden- und Industriereform in aller Regel - ebenso wie etwa die Verfolgung durch die SMAD-Befehl Nr. 201 Gerichte oder das Sondergericht in Waldheim - den systematischen Mißbrauch von Entnazifizierungsvorschriften, die eigens für diese Verfolgungsaktionen erlassen wurden (Ausführungsbestimmungen zu den Bodenreformverordnungen, sächsische Richtlinien zum Volksentscheid oder - in Ostberlin - unmittelbar die Kontrollratsdirektive 38). 

Nach der Systematik der in der SBZ betriebenen Entnazifizierung war diese - mit Ausnahme der Säuberungsmaßnahmen durch die Entnazifizierungskommissionen - immer spezifisch strafrechtlich (vgl. Nr. 5, 7 SMAD-Befehl Nr. 201 und die dazu erlassene Ausführungsbestimmung Nr. 3 zur Durchführung der KRD Nr. 38). Dazu waren die entsprechenden Landeskommissionen jeweils den Strafsondergerichten nach dem SMAD-Befehl Nr. 201 gleichgestellt (vgl. Nr. 5 SMAD-Befehl Nr. 201, Nr. 20 Ausführungsbestimmung Nr. 3). In den durchgeführten Verfahren wurden jeweils schwerste Schuldvorwürfe erhoben. Die Richtlinien zum sächsischen Volksentscheid haben darüber hinaus ausdrücklich den spezifischen Strafzweck der Maßnahmen unterstrichen. 

Außerdem ergaben sich die auf den Schuldvorwurf gestützten Sanktionen aus einer Vielzahl von Gesetzen. Sanktionen waren nicht nur die restlose Entziehung des betrieblichen Vermögens. Vielmehr wurde auch das private Vermögen eingezogen. Es bestand ein weitgehendes Berufsverbot. Das aktive und passive Wahlrecht wurde aberkannt. Die Betroffenen und ihre Familien wurden zwangsausgesiedelt. Es wurde öffentlicher Tadel ausgesprochen und die Verfolgten wurden als Verbrecher registriert. Daneben haben wegen derselben Schuldvorwürfe sowjetische Organe langjährige Freiheitsstrafen oder Todesstrafen verhängt. Diese Zusammenhänge, die von den strafrechtlichen Rehabilitierungsgerichten bis heute nicht aufgeklärt sind, belegen, daß die ständige Rechtsprechung, die behauptet, die Maßnahmen hätten allein der Umgestaltung der Eigentumsordnung im wirtschaftlichen Bereich gedient, nachweislich falsch ist. 

Weil die Verfolgungsakte der Kommissionen mit wesentlichen Grundsätzen eines Rechtsstaates schlechthin unvereinbar waren, sind diese Maßnahmen - entgegen einem lang gehegten Vorurteil - also strafrechtlich zu rehabilitieren. Damit liegt für diese Fälle eine angemessene Wiedergutmachungsgesetzgebung vor. Daß sie bislang nicht zur Anwendung kam, ist allein auf ein flächendeckendes Versagen der strafrechtlichen Rehabilitierungsgerichte zurückzuführen, die insbesondere schwerwiegend gegen ihre Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts (§ 10 Abs. 1 StrRehaG) verstoßen haben.

III. Häufiges Versagen von Behörden und Gerichten bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts

Die schweren Versäumnisse von Behörden und Gerichten bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts haben inzwischen Dimensionen angenommen, die mit denjenigen bei der Aufarbeitung des NS-Unrechts verglichen werden müssen. Davon werden nachfolgend nur einige problematische Fallgruppen herausgegriffen, die deutlich erkennen lassen, daß Behörden und Gerichte maßgebliche Grundsätze des Rechtsstaates und gesetzliche Anordnungen und Garantien außer acht lassen und damit eine ordnungsgemäße Wiedergutmachung, wie sie der Gesetzgeber vorgesehen hat, zu verweigern, zu verwässern oder so maßgeblich zu verzögern, daß von einer tatsächlichen Wiedergutmachung nicht mehr gesprochen werden kann. 

Zentrale Bereiche der Aufarbeitung kommunistischen Unrechts lassen sich dabei nicht mehr als solche des Rechtsstaats auffassen, sondern weisen wegen systematischer Mißachtung rechtsstaatlicher Grundsätze ihrerseits unübersehbare Züge des Unrechtsstaates auf. 

· UOKG und ARE bemängeln schwerwiegende Defizite bei der strafrechtlichen Verfolgung kommunistischer Täter. Unabhängig davon, daß die prozentual geringe Anzahl von Tätern in SBZ und DDR in aller Regel nicht entsprechend dem von ihnen verübten Unrecht bestraft wurden, sondern deutlich zu milde behandelt worden sind, ist die große Mehrzahl der Täter strafrechtlich überhaupt nicht zur Verantwortung gezogen worden. Gegenüber Richtern und Staatsanwälten, die in SBZ und DDR das Recht systematisch gebeugt haben, hat der BGH weiterhin an ein äußerst restriktiven Rechtsprechung festgehalten, die gesetzlich so nicht vorgesehen ist und allein auf die rechtlich unerhebliche Überlegung gestützt wird, das andernfalls einzelne Verfahren infolge einer begangenen Rechtsbeugung wieder aufgenommen werden könnten.

Das Versagen der bundesdeutschen Strafjustiz besteht aber auch darin, daß gegen ganze Tätergruppen überhaupt nicht ermittelt wurde. Obgleich diverse Kommissionen (etwa ZKK, Landeskommissionen, Präsidialkommissionen, SMAD-Befehl Nr. 201-Gerichte, Waldheim-Tribunal) nach dem Rechtsverständnis in der SBZ Rechtsprechung ausgeübt und reihenweise in schwerwiegender Weise Rechtsbeugung begangen haben, ist keiner dieser Täter zur Verantwortung gezogen worden. Auch die Straftaten der Stasi sind allenfalls im Ansatz und äußerst lückenhaft aufgearbeitet worden. Das ist ein schwerwiegendes Versagen des Rechtsstaates.

· Im Bereich der wiedergutmachungsrechtlichen Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts in SBZ und DDR belegt bereits die Durchsicht einer Vielzahl von Entscheidungen der Behörden und Gerichte, daß die Begründungen in einer sprachlich abwehrenden, ablehnenden Weise abgefaßt werden, die ein schweres Mißverständnis der Aufgabe erkennen läßt, welche diese Behörden und Gerichte zu erfüllen haben. 

Bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts geht es nicht darum, sich mit lästigen Bittstellern abzugeben. Vielmehr haben Behörden und Gerichte in Rechtsstaat das in ihrer Macht Stehende zu unternehmen, schweres staatliches Unrecht des kommunistischen Unrechtsregimes in SBZ und DDR wiedergutzumachen. Diese Aufgabe wird durch allenfalls mißmutige Ausführungen, häufig gar noch in altem kommunistischen Jargon gehaltenem Amtsdeutsch abgefaßten Begründungen, mit deren Form den Betroffenen bereits mehr oder weniger unverhohlen noch im nachhinein Vorwürfe gemacht werden, nicht erfüllt. 

· Es muß darüber hinaus festgehalten werden, daß insbesondere das Bundesministerium der Finanzen, aber auch das Bundesministerium der Justiz sowie diesen nachgeordnete Stellen durch diverse zentrale Stellungnahmen gegenüber Landesbehörden und insbesondere gegenüber Gerichten schwerstes kommunistisches Unrecht durch maßgebliche Verkürzung von komplexen Verfolgungszusammenhängen über zwei Jahrzehnte hinweg schwerwiegend verharmlost haben. Dies gilt namentlich für die Verfolgungsfälle der sog. Boden- und Industriereform und deren Behandlung in der Öffentlichkeit, die als solche - letztlich in Unterstützung des geschehenen kommunistischen Unrechts - deutlich diskriminierende und ausgrenzende Züge trägt. - In diesem Kontext ist übrigens auf die neue Lage hinzuweisen, die durch das Grundsatzurteil des 7. Senats des Bundesverwaltungsgerichts vom 03.Nov. 2010 aus Anlaß des Verhaltens des Bundesjustizministeriums klargestellt  wurde, indem die Anwendung des Informationsfreiheitsgesetzes dem Bürger verstärkte „Waffengleichheit“ gesichert hat.   

· Besonders verwerflich ist der Versuch des Bundesamtes für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen (BADV), die Berechtigten nach dem Ausgleichsleistungsgesetz nahezu ganz überwiegend als unwürdig i.S. von § 1 Abs. 4 AusglLeistG abzustempeln und dazu die Regelungen dieser Ausnahmevorschrift - durchaus vergleichbar mit der kommunistischen Entnazifizierungspraxis - gezielt zum Nachteil der durch kommunistisches Unrecht Betroffenen zu überdehnen. 

· Es stellt einen systematischen Verstoß gegen die Rechtsschutzgarantie in Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes dar, daß die Ämter und Landesämter zur Regelung offener Vermögensfragen noch nach 15 Jahren seit Erlaß des Ausgleichsleistungsgesetzes über tausende Anträge auf Ausgleichsleistung noch nicht entschieden haben. In diesem Zusammenhang verweist die ARE auch darauf hin, daß es ein  Skandal ist, weil ebenfalls immer noch nicht über eine große Anzahl wegen NS-Verfolgungen geltend gemachter Rückgabe- oder Entschädigungsansprüche noch nicht entschieden ist. Derartige Anträge liegen inzwischen bereits seit mindestens 17 Jahren bei den betreffenden Behörden, häufig gar noch länger. Daß dennoch weiterhin systematisch umfangreicher Stellenabbau betrieben wird, ist eine  Form von Rechtsverweigerung.

· Das schwerste Versagen bundesdeutscher Gerichte liegt in der häufig unterbliebenen Ermittlung eines bestehenden Verfolgungssachverhalts. Tausende (negative) Rehabilitierungsentscheidungen sind danach schon deshalb unhaltbar, weil dem kommunistischen Terror insbesondere in der SBZ während der kommunistischen Machtusurpation nur ein Unrechtscharakter angedichtet wird, der mit dem tatsächlich geschehenen Unrecht erkennbar nicht übereinstimmt und der es damit wesentlich verharmlost und kleinredet. Praktisch sämtliche Begründungen solcher Entscheidungen lassen unschwer erkennen, daß sich insbesondere die strafrechtlichen Rehabilitierungsgerichte - trotz bestehender gesetzlicher Pflichten - nicht in ausreichendem Maße um die Aufklärung des Verfolgungssachverhalts bemüht haben, sondern lediglich aufgrund eingefahrener Floskeln entscheiden. 

· Dieses Versagen der Gerichte ist nach 20 Jahren seit der politischen Wende in der DDR nicht mehr hinnehmbar, seitdem die Rechtstatsachen der Verfolgung aufgearbeitet sind und daher von den Gerichten lückenlos festgestellt werden können und von Gesetzes wegen festgestellt werden müssen. Das Versagen wegen mangelhafter Sachaufklärung läßt sich dabei keineswegs nur bei den Verfolgungsfällen der Boden- und Industriereform beobachten, sondern läßt sich auch bei anderen Fallgruppen der in der DDR betriebenen strafrechtlichen Repression konstatieren. 

Allein diese rechtsstaatlichen Defizite bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts in SBZ und DDR lassen nicht nur Mängel im Einzelfall, sondern schwerwiegende strukturelle Fehlsteuerungen in Behörden und Gerichten erkennen. 

III. Einige Folgen der Verdrängung und Verharmlosung kommunistischen

 Unrechts
Die Aussicht, daß der bundesdeutsche Rechtsstaat erneut entscheidend bei der Aufarbeitung von schwerem staatlichen Unrecht in Deutschland versagt, ist nicht nur ein Armutszeugnis für die rechtsstaatlichen Einrichtungen, sondern trägt auch maßgeblich zur Beschädigung des gesellschaftlichen Bewußtseins für Recht und Gerechtigkeit und dazu bei, daß sich die Folgen des kommunistischen Unrechts auch in der Bundesrepublik Deutschland fortsetzen. Zehntausende Verfolgte und Geschädigte des kommunistischen Unrechts erleben auch die Bundesrepublik Deutschland durchaus mit Recht als unrechtmäßig agierendes Staatswesen und damit als ein Stück Unrechtsstaat. Viele haben sich bereits, was allgemein beklagt wird, resigniert abgewandt von diesem Staat. Sie werden Nichtwähler oder zeigen zunehmend ihre Enttäuschung, wenn nicht sogar Verachtung, was mitunter bekanntlich in politische Radikalisierung umschlagen kann. 

Außerdem hat die weitere Hinnahme kommunistischen Unrechts dazu geführt, daß sich insbesondere in den neuen Bundesländern Netzwerke aus Stasi-Mitarbeitern und SED-Kadern installieren konnten, welche die Einrichtungen des Rechtsstaates für ihre Zwecke mißbrauchen. Solche Ergebnisse aber stehen diametral den Werten der grundgesetzlichen Ordnung, den Forderungen des Rechtsstaats und dem Anspruch der Bundesrepublik Deutschland entgegen, ihren Bürgern - im Gegensatz zum kommunistischen SED-Regime in der DDR - Gerechtigkeit nach dem Grundgesetz  und der geltenden Gesetze widerfahren zu lassen. 

Die systematische Verweigerung der Rehabilitierung von Betroffenen des Terrors während der kommunistischen Machtusurpation in der SBZ hat darüber hinaus zu schwerwiegenden wirtschaftlichen Nachteilen geführt. Tausende mittelständische Unternehmer wurden so verweigert, in ihrer alten Heimat erneut zu investieren. In den neuen Bundesländern fehlen wesentliche Impulse für den Aufbau der Wirtschaft. Die Abwicklung der industriellen und gewerblichen Wirtschaft durch die frühere Treuhandanstalt und deren Nachfolgeorganisationen hat dagegen - begleitet durch weitreichende Korruption und wirtschaftliche Unfähigkeit - zu einem radikalen Kahlschlag der Wirtschaft in den neuen Bundesländern geführt. Für die Folgen haben auch die Steuerzahler in der alten Bundesrepublik aufzukommen. Insgesamt wird durch die nun bereits seit 20 Jahren erforderliche Subventionierung der neuen Bundesländer auch die westdeutsche Wirtschaft spürbar geschwächt. 

Im Bereich der ländlichen Räume und insbesondere der Landwirtschaft in den jungen Ländern hat die fehlende Aufarbeitung des Unrechts dazu geführt, daß wirtschaftlich effektiv handelnde Familienbetriebe in erheblichem Umfang durch Monokultur- Großbetriebe mit Betriebsflächen bis zu 5.000 ha verdrängt bzw. an der Entstehung oder Wiedereinrichtung gehindert wurden. Derartige Großbetriebe, häufig Nachfolgeorganisationen der von früheren SED-Kadern geleiteten LPG`n in der ehemaligen DDR haben in vielen Fällen durch Bilanzfälschungen und Korruption in verschiedenen Formen die früheren  LPG-Mitglieder bei LPG-Umwandlungen  nach 1990 um ihre Rechte und gesetzlich festgelegten Vermögenspanrüche betrogen. Wirtschaftlich überleben diese Großbetriebe zumeist nur durch 6- bis 7stellige, aufgrund des hohen Flächenumfangs festgelegten Subventionen, die die kleineren privaten Betrieben benachteiligen. Durch die Fehlentwicklung in den ländlichen Räumen  wird die bundesdeutsche Wirtschaft und das Gemeinwesen nachhaltig und dauerhaft geschädigt, von den sozialen Auswirkungen und politischen wie strukturellen Folgen- z.B.der überproportionalen  Abwanderung aus ländlichen Räumen-  ganz zu schweigen. 

Großen Schaden erleidet die Kulturlandschaft in den jungen Ländern weiterhin durch Verfall und Vernachlässigung bis hin zum Abriß von Baudenkmalen, insbesondere bei früheren Herren- und Gutshäusern, Dorfanlagen und Bürgerhäusern in Stadt und Land. Dieses Zerstörungswerk ist ebenfalls als Folge verfehlter Eigentums-, Wiedergutmachungs- und Wiederaufbaupolitik zu benennen. Ohne den Einsatz von privaten Förderern und Stiftungen, allen voran die Deutsche Stiftung Denkmalschutz, wären vielfach unwiederbringlich  bedeutende Schätze unseres historischen und baulichen Kulturerbes heute verloren. Gerade in den nächsten Jahren sind vor dem Hintergrund des Zeitablaufs auf Bundes- und Landesebene verstärkt Rettungsmaßnahmen für die Schätze unseres bedrohten Kulturerbes von übergeordneter Bedeutung.

IV. Forderungen an die politischen Parteien
UOKG und ARE begrüßen, daß die Parteien der CDU und der FDP die Notwendigkeit erkannt haben, das kommunistische Unrecht nicht weiter zu verharmlosen und zusätzliche erhebliche Anstrengungen zu dessen Aufarbeitung zu unternehmen. Sie begrüßen auch die Absicht von Bündnis 90/Die Grünen, sich besonders der Wiedergutmachung und Schadensbegrenzung für die sog. „Neusiedler-Erben“ anzunehmen und Vorschläge auf der Basis von Entwürfen der ARE für gesetzliche Novellierungen einzubringen. 

Da wegen inzwischen eingetretener Verjährung eine strafrechtliche Verfolgung von politischen Straftätern aus DDR und SBZ nur noch in wenigen Ausnahmefällen in Betracht kommt, nämlich insbesondere bei politisch motivierten Morden, muß das Schwergewicht der Aufarbeitung auf der Wiedergutmachung gegenüber den Opfern kommunistischen Unrechts liegen. 

Dazu halten es UOKG und ARE für dringend erforderlich, daß durch die politischen Parteien folgende Initiativen ergriffen und unterstützt werden: 

· Eine vordringliche Aufgabe des neuen Deutschen Bundestages muß es nach der Bundestagswahl 2009 sein, die weiterhin bestehenden und bereits beschriebenen Lücken in der Wiedergutmachungsgesetzgebung zur Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts zu schließen. 

· Entscheidend ist zunächst ein unzweideutiges und offenes Bekenntnis zur unvoreingenommen, künftig vorbehaltlosen Aufarbeitung kommunistischen Unrechts. Nachdem in den letzten 20 Jahren dabei schwerwiegende Fehlleistungen der maßgeblichen Akteure in den Behörden und Gerichten zu verzeichnen sind, erscheint dazu auch ein Grundsatzbeschluß des Deutschen Bundestages unerläßlich, in dem sämtliche Akteure in Behörden und Gerichten aufgefordert werden, künftig ihren rechtsstaatlichen Pflichten bei der Aufarbeitung des kommunistischen Unrechts nachzukommen. Jedem Entscheidungsträger muß vor Augen gehalten werden, daß das deutsche Parlament allen Versuchen, die geltenden Wiedergutmachungsgesetze nicht oder nur in eingeschränkter Weise zugunsten der von kommunistischen Unrechtsakten Betroffenen anzuwenden, mit Entschiedenheit entgegentritt. Der Deutsche Bundestag sollte

auch keinen Zweifel daran lassen, daß dies unterschiedslos für sämtliche Opfer der kommunistischen Herrschaft gilt, gleichgültig ob sie vor oder nach Gründung der DDR politisch verfolgt oder sonst geschädigt worden sind. 

Unmißverständliche Äußerungen der Parlamentsvertreter und entsprechendes Handeln halten UOKG und ARE nicht nur deshalb für unerläßlich, weil die Aufarbeitung kommunistischen Unrechts durch Behörden und Gerichte bislang in wesentlicher Hinsicht defizitär und rechtsstaatlich äußerst problematisch ausgefallen ist, sondern auch deshalb, weil maßgebliche Vertreter politischer Parteien über Jahre hinweg häufig Signale verbreitet haben, die eine klare Verharmlosung kommunistischen Unrechts dargestellten. Deshalb besteht auch eine politische Mitverantwortung für die Fehlleistungen von Behörden und Gerichten. 

Wichtig bei derartigen Positionierungen ist insbesondere, daß Fälle der politischen Verfolgung,dazu gehören regelmäßig auch diejenigen der Boden- und Industriereform, die Verfolgung durch die Zentrale Kontrollkommission oder die Stasi, als solche benannt und eingestuft werden und zwar auch dann, wenn die Verfolgung zu Vermögensverlusten geführt hat. Für diese Fälle muß klargemacht werden, daß das geltende Recht allein eine (strafrechtliche) Rehabilitierung vorsieht, selbst wenn die Verfolgung vor Gründung der DDR stattgefunden hat. 

· Seitens der Politik ist schließlich dafür Sorge zu tragen, daß die maßgeblichen Behörden und Gerichte wieder mit hinreichend - in der Sache geschulten - Sachbearbeitern und Richtern ausgestattet werden, die in den vergangenen Jahren in erheblichem Umfang abgebaut wurden. Nur so läßt sich erreichen, daß die Tausenden Verfahren, die häufig bereits seit mehr als 19 Jahre anhängig sind, endlich einigermaßen zeitnah entschieden werden. 

Die Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum als Zusammenschluß von Verfolgten und Geschädigten und die Union der Opfer Kommunistischer Gewaltherrschaft als Gemeinschaft der politisch Verfolgten werden- mit einer Stimme sprechend-  zusammen mit ihren Mitgliedsverbänden und -gruppen sowie allen Kooperationspartnern den Verlauf der politischen Entwicklung sorgfältig beobachten,die Maßnahmen ständig begleiten und die konkreten Ziele verfolgen. Sie werden schon im Jahr 2012 und besonders im Jahr 2013  im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten eine Wahlbegleitung organisieren und Wahlempfehlungen aussprechen. Dabei sehen sich die Mitglieder und Betroffenen besonders dazu herausgefordert, für mehr Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit – zumindest im Bereich von Schadensbegrenzungen - einzutreten und darauf zu drängen, daß die seit der letzten Bundestagswahl 2009 bisher nicht umgesetzten Zusagen doch noch – und dies dann möglichst bis 2013  -  eingehalten werden.

Beide Zusammenschlüsse stehen für eine konkrete Unterstützung bei der  Umsetzung der gebotenen Initiativen und der daraus abzuleitenden Schritte bereit und vertrauen auf Einsicht in die Dringlichkeit und Verläßlichkeit bei der Verwirklichung der gestellten Aufgaben. Denn letztlich geht es den beiden Zusanmenschlüssen in erster Linie um vordringliche, für unser Land lebenswichtige Fragen, auf die konkrete und nachhaltige Antworten gefunden werden müssen, die für die innere Einheit Deutschlands von tragender Bedeutung sind. Wir sehen eine gemeinsame Aufgabe darin, der Jahrhundert-Chance der wiedergewonnenen Einheit, wenn auch nach langem Zeitablauf, doch noch gerecht zu werden.

 Berlin den 15.Januar 2012

 Unterschriften ARE und UOKG

für die UOKG 





für die ARE

   Rainer Wagner     
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